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A 

 

Der federführende Ausschuss für Fragen der Europäischen Union, 

der Finanzausschuss und 

der Ausschuss für Innere Angelegenheiten  

empfehlen dem Bundesrat, zu der Vorlage gemäß §§ 3 und 5 EUZBLG wie folgt 
Stellung zu nehmen: 

 

1. Der Bundesrat bittet die Bundesregierung, im weiteren Verfahren 

- aus Gründen der Verfahrenssicherheit, d. h. um die Lieferverpflichtungen 
für den Zensus 2011 - dessen Vorbereitungen national bereits angelaufen 
sind - auf Basis des deutschen Zensusmodells auch sicher erfüllen zu kön-
nen, klarzustellen, dass Änderungen der Definitionen gemäß Artikel 2 
Abs. 1 des Verordnungsvorschlags frühestens beim übernächsten Zensus 
vorgenommen werden können; 
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- sicherzustellen, dass auch die - in Deutschland für den Zensus 2011 vorge-
sehene - Kombination aus registergestützter Zählung, herkömmlicher Zäh-
lung und Stichprobenerhebung (einschließlich einer postalischen Gebäude- 
und Wohnungszählung) eine zulässige Datenquelle gemäß Artikel 4 Abs. 1 
des Verordnungsvorschlags ist; 

- vor dem Hintergrund des allgemein auch von der Kommission propagierten 
Bürokratieabbaus darauf hinzuwirken, dass die lange Liste der fakultativen 
Merkmale im Anhang des Verordnungsvorschlags gestrichen wird, um die 
Schwelle für die Umsetzung von künftigen Begehrlichkeiten nach weiteren 
obligatorischen Statistikdaten deutlich anzuheben; 

- klarzustellen, dass die im Anhang des Verordnungsvorschlags genannten 
Begriffe "Nicht abgeleitete Themen" und "Abgeleitete Themen" keine Vor-
gabe bezüglich der Datenquellen beinhalten; alternativ müsste zumindest 
das Merkmal "Beziehungen zwischen den Haushaltsmitgliedern" von Num-
mer 1.1.1 "Nicht abgeleitete Themen" nach Nummer 1.1.2 "Abgeleitete 
Themen" umgesetzt werden. 

 

B 

 

2. Der Ausschuss für Städtebau, Wohnungswesen und Raumordnung 

empfiehlt dem Bundesrat, von der Vorlage gemäß §§ 3 und 5 EUZBLG Kennt-
nis zu nehmen. 

  


